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Erſtes Heft .

Die Jeſuitenfrage im Reichstage

1913





1. Die öffentliche Diskuſſion .

Die Reichstagsverhandlungen des Jahres 1912 über die Aus⸗

führung des Jeſuitengeſetzes haben die geſamte Frage in den

Vordergrund der politiſchen Diskuſſion gerückt . Bayern hatte
bekanntlich den Bundesrat um eine authentiſche Interpretation des

Begriffes der verbotenen Ordenstätigkeit gebeten . Dieſe ſollte erſt
im Spätherbſt 1912 erfolgen . Die Zwiſchenzeit wurde von Freund
und Feind ausgenützt , um zur Jeſuitenfrage ſich zu äußern . Ein⸗

zelne Jeſuiten ſelbſt nahmen Stellung zu den tagesüblichen An⸗

griffen , daß ihr Orden den konfeſſionellen Frieden ſtöre ; der mit
dem Eiſernen Kreuze geſchmückte Pater Nix erließ folgende öffent⸗
liche Erklärung :

„ Wo ſind die Beweiſe ? Dies die Frage , um deren Beantwortung wir
bitten . Die Beweiſe müßten doch vorhanden ſein z. B. in Oeſterreich , aber
namentlich in verſchiedenen , nichtkatholiſchen Ländern , in denen der Orden
ſeit vielen Jahren beſteht und tätig iſt , z. B. in England , Dänemark , Holland ,
Schweden , Amerika , ja ſelbſt in China und Japan uſw . Doch noch näher⸗
liegende Beweiſe müßten gebracht werden können . Seit den fünfziger Jahren
bis zum Jahre 1872 beſtand der Orden in Deutſchland z. B. in Münſter
i. W. , in Paderborn , Aachen , Köln , Bonn , Koblenz , Mainz , Gorheim in
Hohenzollern uſw . Welche Tatſachen liegen vor , daß der Orden dort in jener
Zeit den religiöſen Frieden gefährdet oder gar geſtört hat ? Wann und wo
und wie hat ſich hierin ein Gegenſatz , ein Unterſchied gezeigt zwiſchen der
Tätigkeit des Ordens der Geſellſchaft Jeſu und der Tätigkeit des hoch⸗

deutſchen Epiſkopats , anderer Orden und der übrigen katholiſchen
Prieſter ?

Im Intereſſe der Wahrheit und Gerechtigkeit werden Anhänger und
Verteidiger des Jeſuiten⸗Geſetzes höflichſt erſucht , dieſe Frage gütigſt beant⸗
worten zu wollen . “

Eine Antwort hat der gute Pater nie erhalten . Der bekannte

Jeſuitenpater Duhr veröffentlichte Juni 1912 in der Augsburger
Abendzeitung einen Aufſatz über die Stellung der Jeſuiten zum
Proteſtantismus , in dem er zum Schluſſe ſagt : „ Für Katholiken
und Proteſtanten , die klaren Geiſtes und ehrlichen Willens ſind ,
dürfte es doch nicht ſchwer fallen , ſich über folgende Leitſätze zu

einigen :
1. Katholiken und Proteſtanten genießen die gleichen Rechte ; Ueber⸗

griffe auf das religiöſe Gebiet ſind von beiden Teilen zu vermeiden . Aus⸗
nahmegeſetze für oder gegen den einen Teil dürfen nicht geduldet werden .
Dieſe Rechtsgleichheit im Deutſchen Reiche verſtößt prinzipiell gegen keine
katholiſche Lehre , noch viel weniger gegen die proteſtantiſche Auffaſſung .

2. Katholiken und Proteſtanten werden in dem Kampfe gegen Gott⸗
loſigkeit , Sittenloſigkeit , Auswucherung und dergleichen je nach den Um⸗



ſtänden gemeinſam vorgehen : es handelt ſich ja um gemeinſame Intereſſen .
3. Konfeſſionelle Polemik iſt nach Möglichkeit auf die wiſſenſchaftlichen

Unterſuchungen zu beſchränken .
4. Ganz beſonders müſſen Beſchimpfungen und Wiederholungen von

unwahren Behauptungen ängſtlich vermieden werden ; ſolche Dinge nützen
nie , ſchaden oft und verbittern jedenfalls die Gemüter noch mehr .

5. Mehr als bisher iſt beſonders im Umgang und in der Preſſe das
alle chriſtgläubigen Elemente Einigende zu betonen : der Glaube an
Chriſtus und das erſte Gebot des Chriſtentums , die chriſtliche Liebe .

Viele Jahre ſtudiere ich in den Archiven und Bibliotheken die Greuel
des Dreißigjährigen Krieges . Wie oft hat mich da ein Gefühl der Trauer
beſchlichen , daß ſich die Kinder desſelben heimatlichen Bodens , des von
beiden Teilen geliebten Deutſchen Reiches die Köpfe blutig ſchlagen und die
heimiſchen Gaue von Roſſen fremder Nationen , Franzoſen , Schweden , Dänen
uſw . zerſtampfen und verwüſten laſſen . Sollte es möglich ſein , daß ſolche
Zeiten wiederkehren ? Dann gewiß nicht , wenn alle ſich auf den Boden des
gleichen Rechts ſtellen , wenn alle allen dieſelbe Toleranz gewähren , die ſie
für die eigene Ueberzeugung beanſpruchen . “

Solche und ähnliche Auslaſſungen haben Eindruck gemacht ;
die Zahl der Gegner des Jeſuitengeſetzes wuchs recht raſch im

proteſtantiſchen Lager . Von den Männern , die ſich offen gegen das

Jeſuitengeſetz ausſprachen , ſeien nur genannt : Bankdirektor Frhr .
von Pechmann ( München ) , Führer der bayeriſchen Reichs⸗
partei ; der bekannte Berliner Aſtronom Förſter , der liberale
Schriftſteller F. St . Naumann ( früher an der Täglichen Rund⸗

ſchau ) , der proteſtantiſche Pfarrer Dold ( Ennabeuren ) u. a. mehr .
Der frühere katholiſche Geiſtliche K. Jentſch ſchrieb in der
„ Zukunft “ :

„ Die deutſche Intelligenz könnte ſich ein wenig vor dem Auslande
ſchämen und auf den Popanz verzichten , deſſen Kult , wenn auch nicht in
der Schrecklichkeit , ſo doch in der Unvernunft , mit dem Hexenaberglaubenin dieſelbe Kategorie gehört ; dann würde der Jeſuitenſpektakel verſtummen ,und kein Menſch würde dadurch einen Schaden erleiden . “

2. Die Eingaben der Biſchöfe .

Die ganze Bewegung nahm den Charakter eines offenen
Freiheitskampfes für den Katholizismus an , als die acht bayeriſchen

Biſchöfe folgende Eingabe an den Bundesrat richteten :
„Hoher Bundesrat ! Seit mehreren Monaten liegt im Bundesrat der

Antrag der königlichen bayeriſchen Staatsregierung vor , den Begriff der
gemäß der Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 5. Juli 1872 den An⸗
gehörigen der Geſellſchaft Jeſu verbotenen Ordenstätigkeit authentiſch zu
interpretieren . Die verbündeten Regierungen ſtehen ſomit vor dem Erlaſſeeiner Entſcheidung , die ſehr bedeutſam in das innere kirchlicheLeben der katholiſchen Kirche eingreift und deren Ausfall
die nach Lage der Verhältniſſe zunächſt beteiligten Katholiken Bayerns mit
Sorge und Spannung entgegenſehen . Die unterzeichneten Biſchöfe und
Erzbiſchöfe der Diözeſen Bayerns würden ihre oberhirtliche Pflicht ver⸗



ſäumen , wollten ſie es unterlaſſen , in ſolch ernſter Lage ihre Stimme für
die Forderungen des Rechtes und der Gerechtigkeit zu erheben . Sie fühlen
ſich gedrängt , der ſchweren Beſorgnis Ausdruck zu geben , mit der ſie und
ihre Diözeſanen eine Regelung des Vollzugs des Jeſuitengeſetzes erfüllen
müßte , die auf die Anſchauungen zurückgreifen würde , wie ſie
zur Zeit der Entſtehung des Geſetzes maßgebedn waren . Das
Reichsgeſetz vom 4. Juli 1872 , den Orden der Geſellſchaft Jeſu betreffend ,
iſt das einzige im Deutſchen Reich zurzeit noch beſtehende Aus⸗
nahmegeſetz . Es iſt von den deutſchen Katholiken von jeher
als ungerecht und unverdiente Bedrückung empfunden
worden . Daß die Klagen der deutſchen Katholiken über den Beſtand dieſes
Geſetzes ſachlich und wohl begründet waren , zeigt der Hinweis auf die
wiederholten Beſchlüſſe des Reichstages , in denen eine aus ſehr verſchieden⸗
artigen Parteien zuſammengeſetzte Mehrheit ſich für die Aufhebung des
Jeſuitengeſetzes ausgeſprochen hat . Zum tiefſten Bedauern der Katholiken
haben die verbündeten Regierungen ſich bisher nicht entſchließen können ,
dieſen durch wiederholte Mehrheitsbeſchlüſſe der Vertretung des deutſchen
Volkes unterſtützten Klagen abzuhelfen . Es beſteht wohl kein Zweifel , daß
der deutſche Reichstag bei erneuter Antragſtellung auch diesmal ſich mit
großer Mehrheit für die Aufhebung dieſes Ausnahmegeſetzes beſchlußfähig
ausſprechen wird . Sollten nichtsdeſtoweniger die verbündeten Regierungen
dieſes Geſetz aufrecht erhalten und den Jeſuiten jede Ordensheimat auf deut⸗
ſchem Boden verſagen wollen , ſo bietet der Appell Bayerns an den Bundes⸗
rat geeigneten Anlaß , nach einigen Richtungen wenigſtens die Schranken
zu beſeitigen , in die der Beſtand des Jeſuitengeſetzes die freie Entfaltung
unſeres katholiſchen innerkirchlichen Lebens einengt . Die verbündeten Re⸗
gierungen ſind nunmehr in der Lage , auf dem Wege der von ihnen zu
erlaſſenden authentiſchen Interpretation des Begriffs der Ordenstätigkeit für
den künftigen Vollzug alles auszuſcheiden , was katholiſcherſeits als kleinlich ,
gehäſſig , ungerecht empfunden werden mußte . Wie ſehr verbitternd eine auf
den Geiſt der Kulturkampfzeit zurückgreifende Regelung des Vollzuges des
Jeſuitengeſetzes auf das katholiſche Empfinden wirken müßte , ergibt der
Hinblick auf die uneingeſchränkte Freiheit , deren ſich die Verfechter des Un⸗
glaubens und des Umſturzes , deren ſich die geſchworenen Feinde von Altar ,
Thron und Eigentum bei Verbreitung ihrer Ideen in Deutſchland erfreuen .
Es müßte auf katholiſche Kreiſe aufreizend und verletzend wirken , wenn ſie
ſehen müßten , daß die ausgezeichneten Hilfskräfte , die der
katholiſchen Kirche für den Kampf der Weltanſchauungen in den Reihen des
Jeſuitenordens zur Verfügung ſtehen , durch die Rechtsordnung des Reiches
von prieſterlicher Betätigung ausgeſchloſſen ſein ſollen , während jeder Feind
des Chriſtentums und der Monarchie unter der gleichen Rechtsordnung die
Gefühle des Haſſes gegen die göttliche und menſchliche Weltanſchauungs⸗
ordnung in die Maſſe tragen kann . Wohl vertraut mit dem , was an Wün⸗
ſchen und Bedürfniſſen die Herzen unſeres Klerus und unſerer Diözeſe bewegt ,
richten wir daher an den Bundesrat die ehrerbietige und eindringliche Bitte ,
bei der zu erwägenden authentiſchen Interpretation des Begriffs der
Ordenstätigkeit und der damit bedingten Regelung des Vollzuges des
Jeſuitengeſetzes auch dem katholiſchen Empfinden Rechnung
zu tragen und alles auszuſcheiden , was an den Geiſt der Entſtehungs⸗
zeit des Geſetzes gemahnend und in den deutſchen Katholiken das Gefühl
ungerechter Bedrückung und Einengung ihrer religiöſen Betätigung erwecken
müßte .

54e i . geſtatten uns hierbei zu bemerken , daß die von der königlich
bayeriſchen Staatsregierung in ihrem Erlaß vom 11. März d. J . gegebene
Interpretation des Begriffes Ordenstätigkeit der Hauptſache nach der kirch⸗
lichen Auffaſſung nahe kommt . Daß insbeſondere als Ordenstätigkeit nur



jene Handlungen gelten können , die der Orden als ſolcher durch ſeine Mit⸗
glieder kraft eigenen Rechtes und unter Ausſchaltung jeder direkten An⸗
ordnungsbefugnis des Sprengelpfarrers und des Diözeſanbiſchofs vornehmen
läßt , daß aber nach Auffaſſung des Paragraph 2 des Jeſuitengeſetzes eine
Ausdehnung des Begriffes Ordenstätigkeit auf allgemein prieſterliche
Funktionen , die aushilfsweiſe nach Anordnung des Ortspfarrers und unter
völliger Abhängigkeit von demſelben vorgenommen werden , keine
Interpretation wäre , die als eine neue Maßnahme aufgefaßt werden
müßte , die auch über den Sinn und den Wortlaut des noch zu
Recht beſtehenden Geſetzes teils hinausginge . Da nach der bayeriſchen
Interpretation nur das als Erlaß zu gelten hätte , was tatſächlich ſeit
vielen Jahren und vielerorts vor den Augen der Behörden geſchah , ſo
müßte eine verſchärfende Aenderung der fraglichen Interpretation ſich zu⸗
gleich gegen eine vieljährige religiöſe Praxis wenden , und darum in ihrer
Ausführung vom katholiſchen Volke als eine Kulturkampfaktion
angeſehen werden und ſomit neue aufregende Kämpfe
zur Folge haben . Als Biſchöfe der katholiſchen Kirche halten wir uns
ſtreng verpflichtet , die ebenſo ehrerbietige als eindringliche Bitte an den
Hohen Bundesrat zu richten , die in der erſten Bundesratsbekanntmachung
eigens verbotene Abhaltung von Miſſionen ſeitens der Mit⸗
glieder der Geſellſchaft Jeſu künftighin geſtatten zu wollen . Die Miſſionen
ſind nichts anderes , als zuſammenhängende Unterweiſungen über die Wahr⸗
heit des Heils und über die religiöſen Pflichten der Gläubigen nach den
Vorſchriften des chriſtlichen Glaubens und Sittengeſetzes nebſt Anleitung zum
würdigen Empfang der heiligen Sakramente und zur wahren Beſſerung des
Lebens . Die Jeſuiten hängen bei dieſen Gelegenheiten nicht von ihren
Ordensobern ab, ſondern einzig und allein von den Ortspfarrern oder den
Diözeſanbiſchöfen . Von letzteren empfangen ſie die Sendung zur Verkündung
des göttlichen Wortes und Vollmacht zur Abſolution der Pönitenten im
Beichtſtuhl . Der Einfluß der Miſſion ſchärft das Gewiſſen der Gläubigen
und kommt damit auch der ſozialen Ordnung zugute . Auch iſt es unbe⸗
ſtritten , daß durch die Miſſionen die Sittlichkeit gehoben und gefördert und
das Pflichtgefühl neu erweckt , geſtärkt und gefeſtigt wird .

München , den 16. Juli 1912 .

Unterſchrieben von den acht Erzbiſchöfen und Biſchöfen Bayerns . “

An dieſe Eingabe des bayeriſchen Geſamtepiſkopates ſchloß ſich
eine ſolche der deutſchen Biſchöfe , unterzeichnet von Kardinal
Kopp und Erzbiſcho‚ Nörber ; durch die liberale „ Köln .
Zeitung “ ſind die weſentlichſten Stellen dieſer Eingabe bekannt
geworden . Nachdem die Biſchöfe einen Rückblick auf die von ihren
Vorgängern in der Sache des Jeſuitengeſetzes bereits den Regie⸗
rungen vorgelegten Denkſchriften der letzten 40 Jahre gegeben
haben , begründen ſie die Notwendigkeit , die ſich für ſie ergäbe , zu
der Frage neuerdings Stellung zu nehmen , folgendermaßen :

„Angeſichts der Tatſache , daß auch jetzt wiederum derſelbe moraliſche
Druck auf die Erledigung der Jeſuitenfrage ſich geltend macht , der ſeinerzeit
dazu geführt hat, daß der katholiſchen Kirche und der Geſellſchaft Jeſu
gegenüber in einem Ausnahmegeſetz nach Auffaſſung der Katholiken die
elementarſten Rechtsgrundſätze ſuspendiert wurden , und der auch nachmals
wiederholt die Vorſtellungen der katholiſchen Kirchenobern unwirkſam ge⸗macht hat , können die Biſchöfe unmöglich bei einer bloß abwartenden
Stellung verharren . Sie werden ſich aber im weſentlichen darauf beſchrän⸗



ken können , das zu wiederholen , was ihre Amtsvorgänger ſchon öfter bezeugt
und erklärt haben . Aus den parlamentariſchen Verhandlungen , die zur For⸗
mulierung und zum Erlaß des Reichsgeſetzes vom 4. Juli 1872 führten und
auch den Geiſt der Bundesratsordnung vom folgenden Tag beſtimmten , ergibt
ſich aufs unzweideutigſte , daß es ſich keineswegs um den Jeſuitenorden allein ,
ſondern um einen Hauptvorſtoß im Kampfe gegen die katho⸗
liſche Kirche ſelbſt im allgemeinen handelte . Das wurde von der Seite ,
die zu dieſem Vorgehen drängt , ſelbſt zugeſtanden und von anderer Seite
widerſpruchslos feſtgeſtellt . Es wurde ja auch dem Jeſuitenorden ganz
beſonders die Treue zum Vorwurf gemacht , die er dem Haupte der Kirche
in bezug auf gewiſſe Kundgebungen desſelben bewahrte . Das Geſetz vom
4. Juli 1872 iſt aber nach ſeinem ganzen Zweck und Weſen ein Geſetz gegen
die katholiſche Kirche . “

Nachdem ſie die Bedeutung der Orden für das kirchliche Leben
der Katholiken dargelegt haben , fahren die Biſchöfe fort :

„ Es iſt überdies ein unerträglicher Widerſpruch und eine auffallende
Rechtsungleichheit , freie Entwicklung aller Kräfte und Tätigkeiten ,
Freiheit aller genoſſenſchaftlichen Verbindungen zu verlangen und zu ge⸗
ſtatten und als Grundbedingung freier und geſunder Zuſtände anzuſehen ,
dieſe Freiheit aber der katholiſchen Kirche und dem katholiſchen Volke zu
verſagen . Dieſer Widerſpruch wird um ſo fühlbarer , wenn man ſieht , in
welchem Maße ſich die Propaganda des Unglaubens , der Zerſtörung aller
Grundlagen der religiöſen , ſittlichen und rechtlichen Ordnung entfaltet hat ,
und welche unbeſchränkte Freiheit ſie in Deutſchland genießt , während Geſetze
im Reich und in den Bundesſtaaten die Verkündigung des Glaubens , die
Verteidigung der chriſtlichen Sitte und der ſtaatlichen Grundlagen noch
immer beſchränken und hemmen .

Der Forderung aber , es möchten Tatſachen genau und beſtimmt ange⸗
geben und bewieſen werden , welche den Vorwurf ſtaatsgefährlicher Tätigkeit
des Ordens und ſeiner Mitglieder zu begründen vermöchten , hat nicht ent⸗
ſprochen werden können . Schon im Oktober 1871 hatten ſieben preußiſche
Biſchöfe ein feierliches Zeugnis dafür abgelegt , daß die Schmähungen , An⸗
klagen und Angriffe , mit denen man damals den Kampf gegen die Geſell⸗
ſchaft einleitete , gänzlich unbegründet ſind , daß vielmehr die Mit⸗
glieder der Geſellſchaft Jeſu ſich durch einen echt ſittlichen und chriſtlichen
Wandel empfehlen , daß insbeſondere die Prieſter derſelben durch gründliche
Kenntnis und geſunde Prinzipien in der theologiſchen Wiſſenſchaft ſowie nicht
minder durch eifrige und geſegnete Wirkſamkeit in der Hilfsſeelſorge unter
biſchöflicher Leitung ſich auszeichnen , daß ſie der Autorität des Staates ſo⸗
wohl als der Kirche gegenüber durch loyale und treue Haltung den Gläubi⸗
gen mit einem guten Beiſpiel vorangehen und namentlich die Fabrikarbeiter
an den Orten ihrer Wirkſamkeit vor den großen Gefahren der ſozialdemo⸗
kratiſchen und kommuniſtiſchen Verirrungen bewahrt haben . Es wurde auch
auf die großen Verdienſte hingewieſen , die die Jeſuiten ſich in den
letzten Kriegen durch geiſtliche und leibliche Pflege der verwundeten und
erkrankten Krieger um Staat und Kirche anerkanntermaßen erworben
haben . Ebenſo lagen zahlreiche einwandfreie amtliche
Zeugniſſe der Staatsbehörden aus der ganzen Zeit der Wirkſamkeit der
Jeſuiten in den letzten 25 Jahren vor dem Erlaß des Jeſuitengeſetzes vor ,
in denen ihnen Anerkennung geſpendet war , und es konnte im Reichstage
von katholiſcher Seite dies ohne Widerſpruch feſtgeſtellt und hervorgehoben
werden , daß z. B. im Preußiſchen Abgeordnetenhauſe die ſämtlichen Kom⸗
miſſarien der Kgl . Staatsregierung , die Kommiſſäre des Juſtizminiſters , der
Miniſter des Innern und des Kultus erklärt hatten , daß die Jeſuiten ſich
innerhalb des Geſetzes bewegt haben . Auch bei den Reichstagsverhandlungen



wurde von den Regierungsvertretern nicht einmal andeutungsweiſe der Ver⸗
ſuch gemacht , Gegenteiliges zu behaupten .

Man hat geltend gemacht , die Geſellſchaft Jeſu ſtö ' re den kon⸗
feſſionellen Frieden . Auch das iſt unwahr und durch keine einzige
Tatſache belegt . Die Jeſuiten ſind allerdings eifrige Verteidiger des katho⸗
liſchen Glaubens , wie andere eifrige Verteidiger ihrer Konfeffion ſind . Es
iſt aber das ſelbſtverſtändliche Recht jedes Katholiken und insbeſondere jedes
katholiſchen Prieſters , die Glaubens⸗ und Sittenlehre der katholiſchen Kirche
ebenſo frei zu vertreten und zu verkünden , wie es die Angehörigen und
Organe anderer Konfeſſionen für ihren Glauben und ihre Anſchauungen
ebenfalls beanſpruchen . Dieſes Recht ſollte man am wenigſten beſtreiten ,
wenn Organiſationen geduldet werden , die offen die Evangeliſation der
Katholiken ſich zur Aufgabe ſetzen . Nicht derjenige ſtört den konfeſſionellen
Frieden , der ſein gutes Recht zum Bekenntnis und zur Verteidigung des
Glaubens ſeiner gleich - und vollberechtigten Kirche mit den Waffen des
Geiſtes ausübt , ſondern vielmehr derjenige , der mit Mitteln der äußeren
Macht andern dieſes natürliche Recht zu verwehren ſtrebt .

Man hat dann ſchließlich auf die ſogenannte „öffentliche Meinung “
ſich berufen wollen , die die Vertreibung der Jeſuiten fordere . Da darf man
doch fragen : Wer iſt denn dieſe öffentliche Meinung ? Auf was gründet
ſie ſich ? Wenn über wohlerworbene Rechte und Freiheiten die Ab⸗ und
Zuneigung derer entſcheiden dürfen , die ohne eigene Kenntnis von Sacheund Perſonen und ohne eigene Erfahrungen geleitet werden von der Gegen⸗ſätzlichkeit ihrer Weltanſchauung und ihrer eigenen Intereſſen , und denen
agitatoriſch falſche Vorſtellungen und Vorurteile künſtlich ſuggeriert werden ,dann würde das zur gänzlichen Rechtloſigkeit führen und der Weg zur
Vernichtung auch der ehrwürdigſten Einrichtungen des Staates ſelbſt bis
zur Monarchie ſein . Für die Jeſuiten treten als zuſtändige Zeugen auf :das Haupt der katholiſchen Kirche , die katholiſchen Biſchöfe , der katholiſche
Klerus , das kirchentreue Volk , insbeſondere jenes , das die Wirkſamkeit der
Väter der Geſellſchaft Jeſu unmittelbar ſelbſt geſehen und an ſich ſelbſterlebt hat .

Immerhin möchten wir nicht verſäumen , beſonders noch zu betonen ,daß die Abhaltung von Miſſionen überhaupt nicht als Ordenstätigkeitund noch weniger als ſpezifiſche Ordenstätigkeit der Jeſuiten aufgefaßt
werden kann . Sie iſt eine Seelſorgetätigkeit wie jede Hilfe in
prieſterlicher , pfarrlicher Seelſorge , die ein Geiſtlicher auch ohne Eintritt ineinen Orden unter Leitung des Biſchofs übt ; ſie behält dieſen ſelben Cha⸗rakter auch nach dem etwaigen Eintritt eines Geiſtlichen in den Orden ,

ſteht auch dann nicht unter der Leitung des Ordensobern , ſondern unter
Leitung der zuſtändigen kirchlichen Organe , wird alſo nicht Ordenstätig⸗keit , ſondern bleibt prieſterliche Seelſorgearbeit . Wir können nur von neuembezeugen und zahlreiche ſtaatliche Aktenſtücke aus ernſten und ſchweren Zeitenzum Beweiſe vorlegen , wie ſehr der Einfluß der Miſſionen , und ganzbeſonders auch der von Prieſtern der Geſellſchaft Jeſu abgehaltenen Miſſio⸗nen das Gewiſſen der Gläubigen ſchärft , die Sittlichkeit hebt , das Pflicht⸗bewußtſein gegen jede von Gott geſetzte Autorität weckt, ſtärkt und feſtigt ,damit aber auch zugleich die ſoziale und ſtaatliche Ordnung fördert . “

Dieſe beiden Eingaben wurden im katholiſchen Volke mit
hoher Begeiſterung aufgenommen und fanden ihr lauteſtes Echo
auf dem



3. Aachener Katholikentag 1912 ,

der im weſentlichen im Zeichen der Aufhebung des ganzen Jeſuiten⸗
geſetzes ſtand . Die Verſammlung beauftragte ihr Präſidium zur
Abſendung folgender Eingabe an den Reichskanzler :

„ Ew. Exzellenzl Die in der alten Kaiſerſtadt Aachen verſammelten
Katholiken Deutſchlands erblicken in dem Reichsgeſetz gegen die Geſellſchaft
Jeſu und die mit ihr angeblich verwandten Orden und ordensähnlichen
Kongregationen eine ſchwere Rechtsverletzung und die beklagenswerte Ent⸗

rechtung einer ganzen Klaſſe unbeſcholtener Deutſcher , die ohne jeden be⸗
ſonderen Grund unter ein gehäſſiges Ausnahmegeſetz geſtellt wurden . Mit
allen Glaubensgenoſſen im Deutſchen Reiche empfinden ſie dieſes Geſetz als
Angriff in das innerſte Leben und Wirken ihrer Kirche und als bittere
Kränkung von 20 Millionen treuer deutſcher Reichsangehöriger . Mit
wachſender Sorge erfüllt es daher die deutſchen Katholiken , wenn ſie ſehen
müſſen , daß der Geiſt der Unduldſamkeit , der das Geſetz geſchaffen hat , immer
noch am Werke iſt , um ſogar ſeinen Vollzug auf jene Praxis zurückzuführen ,
wie Jahre des Kampfes ſie geſtaltet haben . Von dem Tage an , da die
Jeſuitenfrage neuerdings die öffentliche Meinung beſchäftigt , ſehen ſich die
Katholiken der wiederholten Beſchuldigung ausgeſetzt , ſie ſeien es, die den
konfeſſionellen Frieden in Deutſchland ſtörten . Mit nachdrücklicher Ent⸗
ſchiedenheit wenden ſie ſich gegen dieſen Trugſchluß . Gegen die Katholiken ,
gegen ihre Kirche und deren lebensvolle Betätigung auf dem Gebiete der

Séelſorge wendet ſich das Reichsgeſetz , das allen Forderungen der Gerechtig⸗
keit zum Trotze als Ausnahmegeſetz entſtanden iſt und als einzigſtes
Ausnahmegeſetz ſich bis auf den heutigen Tag behauptet hat . Die

Katholiken ſtören daher nicht den Frieden , wenn ſie die Beſeitigung eines

ihrer Kirche geſchehenen ſchweren Unrechts verlangen . Die in Aachen ver⸗
ſammelten Katholiken Deutſchlands richten darum an Ew. Exzellenz ganz
ergebenſt die dringende Bitte , die völlige Aufhebung des Reichsgeſetzes vom
4. Juli 1872 hochgeneigteſt in die Wege leiten zu wollen .

Aachen , den 12. Auguſt 1912 .

Das Präſidium der 59. Generalverſammlung der Katholiken Deutſchlands . “

Nicht nur Hunderte von Verſammlungen , nein , Tauſende
nahmen den Ruf auf ; in den allermeiſten katholiſchen Gemeinden

wurden Reſolutionen auf Aufhebung des Jeſuitengeſetzes be⸗

ſchloſſen und dieſe dem Reichstage unterbreitet ; Kapitelskonferen⸗
zen und die geſamte Geiſtlichkeit zahlreicher Dekanate ſtellte ſich
wie eine Mauer um die Biſchöfe . Das ganze katholiſche Volk

rechnete mit einer Erleichterung des Ausnahmegeſetzes . Wohl

hatte der Evangeliſche Bund auch nicht geruht und proteſtantiſche
Kirchenvertretungen proteſtierten gegen jedes Entgegenkommen .
Aber die Katholiken vertrauten ihrem guten Rechte und trugen

ſich gar nicht mit dem Gedanken , daß eine glatte Ablehnung erfolgen
könnte ; an eine Verſchärfung gar zu denken , wäre ihnen lächerlich

erſchienen und unfaßbar .
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4 . Die Entſcheidung des Bundesrats

vom 28 . November 1912 .

Um ſo größer war die Enttäuſchung , um ſo höher der Unwille ,
um ſo tiefer die Erbitterung , als am 28 . November 1912 folgende
„ Bekanntmachung des Reichskanzlers betreffend die Ausführung
des Geſetzes über den Orden der Geſellſchaft Jeſu “ erſchien :

„ Da Zweifel über die Bedeutung des Begriffs der verbotenen Ordens⸗
tätigkeit im Sinne der Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 5. Juli
1872 ( Reichsgeſetzbl . S. 254 ) entſtanden ſind , und die Königlich Bayeriſche
Regierung eine authentiſche Auslegung dieſes Begriffes beantragt hat , hat
der Bundesrat beſchloſſen :

Verbotene Ordenstätigkeit iſt jede prieſterliche oder ſonſtige
religiöſe Tätigkeit gegenüber anderen ſowie die Erteilung von
Unterricht .

Unter die verbotene religiöſe Tätigkeit fallen nicht , ſofern nicht
landesrechtliche Beſtimmungen entgegenſtehen , das Leſen ſtiller
Meſſen , die im Rahmen eines Familienfeſtes ſich haltende Primiz⸗
feier und das Spenden der Sterbeſakramente . Nicht unterſagt ſind
wiſſenſchaftliche Vorträge , die das religiöſe Gebiet nicht berühren .

Die ſchriftſtelleriſche Tätigkeit wird durch das Verbot nicht
betroffen .

Berlin , den 28. November 1912 .
Der Reichskanzler .
von Bethmann Hollweg . “

5 . Die Verhandlungen im Reichstage bei der

Generaldebatte zum Etat .

Der Reichstag war kaum zuſammengetreten und die erſte
Leſung des Etats ſtand bevor , als dieſe Bekanntmachung einſchlug
wie ein Blitz aus heiterem Himmel ; für die Zentrumsfraktion des

Reichstages traten daher in dieſem Augenblick alle anderen Fragen
zurück ; ſie brachte bei der Generaldebatte zum Etat nur die
neugeſchaffene politiſche Situation zur Sprache . Abg . Dr . Spahn
behandelte als erſter Fraktionsredner zunächſt die ſchon erwähnte
Eingabe der Biſchöfe; er ſtellte feſt , daß man es mit einem erheb⸗
lichen Rückſchritt zu tun habe :
5 „Jetzt , wo wir doch wieder eine organiſierte ſeelſorgeriſche Tätigkeitin Preußen haben, hat die Unterbindung nicht bloß der ſeelſorgeriſchen,ſondern jeder nichtprieſterlichen religiöſen Tätigkeit keinen Zweck. Wennder Ausdruck : „religiöſe Tätigkeit “ ſo verſtanden iſt , worüber eine Erklärunggeboten iſt , dann darf der Jeſuit nicht einmal einem Kinde die Nottaufegeben , was doch jeder Laie kann ; dann darf der Jeſuit , der die Sterbe⸗
ſakramente erteilt , wenn der Kranke nach Empfang des Sterbeſakramentes
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den Wunſch nach den beſonderen Sterbegebeten hätte — die ihm jeder Laie
vorbeten kann — ſie ihm nicht vorbeten , weil das eine religiöſe Tätigkeit
iſt ! Und , meine Herren —das iſt doch charakteriſtiſch — im bürgerlichen
Recht geſchehen Handlungen , mit Wirkungen gegenüber einem anderen nur ,
wenn ſie gegenüber einem geſchäftsfähigen oder wenigſtens beſchränkt ge⸗
ſchäftsfähigen Menſchen geſchehen . Wenn der Jeſuit ein unmündiges Kind
Kindergebete lehren will , ſo darf er das nicht , weil er damit gegenüber einem
anderen religiös tätig iſt ! Man muß ſich das nur einmal vergegenwärtigen ,
um zu ſehen , wohin dieſe Bekanntmachung führen kann ! Meine Herren ,
wenn ich in der Hauskapelle die Kommunion empfangen will , nachdem ich
bei meinem Geiſtlichen gebeichtet habe —: der Jeſuit , der die Meſſe dort
geleſen hat , darf mir nicht die Kommunion erteilen ! ( Hört ! hört ! l im Zen⸗
trum . ) Wenn mein Dienſtmädchen bei einem zufällig anweſenden Jeſuiten
beichten will , er darf ſie nicht Beicht hören ! Was geht denn das die Heffent⸗
lichkeit an , was innerhalb der Schranken meines Hauſes geſchieht ! ? ( Leb⸗
hafte Zuſtimmung im Zentrum . ) Wer hat ſich darum zu bekümmern ? Das
große , mächtige Deutſche Reich !

Wenn man ſolche Maßregeln ernſthaft durchführen will , dann führen
ſie zu Denunziation und Schnüffelei . Soll ich mir denn in Frankfurt ge⸗
fallen laſſen , daß , wenn zufällig ein Jeſuit einmal zu mir kommt , und ich
ihn bei Tiſche habe , nachher mein Diener ausgefragt wird , ob der Jeſuit
etwa das Tiſchgebet vorgebetet habe ? “

( 77. Sitzung vom 4. Dezember 1912 St . B. S. 2558 )

Die Beſprechung der Bekanntmachung ſchloß mit folgender
Erklärung der geſamten Fraktion :

„ Das Geſetz vom 4. Juli 1872 , betreffend den Orden der Geſellſchaft
Jeſu , enthält einen Angriff gegen die katholiſche Kirche und die ſtaatsbürger⸗
lichen Rechte der Katholiken im Deutſchen Reiche . Das klöſterliche Leben und
die Wirkſamkeit der Orden liegen im Weſen der katholiſchen Kirche . Der
Orden der Geſellſchaft Jeſu , die Kongregationen der Lazariſten und Sacré⸗

Coeur⸗Schweſtern ſind von der katholiſchen Kirche anerkannt . Deshalb iſt
das Verbot der religiöſen Tätigkeit für die Angehörigen dieſer Orden eine

Beſchränkung des Lebens der katholiſchen Kirche und eine Beeinträchtigung
der freien Religionsübung der Katholiken , die im Reiche voll⸗ und gleich⸗
berechtigt ſind .

Die gegen die Jeſuiten früher und jetzt erhobenen Vorwürfe der Im⸗
moralität , der Deutſch - und Kulturfeindlichkeit ſowie der Störung des reli⸗

giöſen Friedens ſind unwahr . Der zur Beurteilung der Jeſuiten zuſtändige
deutſche Epiſkopat hat ihnen wie 1871 ſo auch jetzt bezeugt , daß ſie ſich durch
die Unantaſtbarkeit ihres Lebenswandels und ihre Wiſſenſchaft ſowie nicht
minder durch ihre eifrige und geſegnete Wirkſamkeit in der Hilfsſeelſorge
auszeichneten .

Die Bekanntmachung des Bundesrats vom 28. November 1912 ver⸗

letzt durch das Verbot der prieſterlichen Tätigkeit der Ordensperſonen die

Gewiſſensfreiheit aller Katholiken , welche die Spendung der Sakramente

ihrer Kirche nach ihrer Wahl von denjenigen Prieſtern empfangen müſſen
dürfen , denen ſie ihr Vertrauen ſchenken .



Der Bundesrat hat die in dem Ausnahmegeſetz gegen den Orden der

Geſellſchaft Jeſu liegenden Eingriffe in die bürgerliche und kirchliche Frei —

heit verſchärft . Unter dieſen Umſtänden können wir zu Reichskanzler und

Bundesrat das Vertrauen nicht haben , daß die Bedürfniſſe der Katholiken
im Deutſchen Reiche bei ihnen eine gerechte Behandlung finden . Wir werden

unſer Verhalten dementſprechend einrichten . “

Reichskanzler von Bethmann Hollweg erhob ſich ſofort
zu einer längeren Rede ; er war über das Mißtrauensvotum ſo
überraſcht , daß er meinte , das Zentrum mache die „ Jeſuitenfrage
zum Eckſtein ſeines politiſchen Programms “ und erklärte dann :

„ Meine Herren , daß Sie als Glieder Ihrer Kirche die Beſeitigung des
Jeſuitengeſetzes herbeiſehnen — wer wollte Ihnen das verdenken ? Aber
neben den 24 Millionen Katholiken leben 40 Millionen Evangeliſche in
Deutſchland ; beide Söhne eines Volkes und in allen Schickungen des natio⸗
nalen Lebens auf Gedeih und Verderb zuſammengeſchmiedet . ( Lebhafte
Zuſtimmung bei den Nationalliberalen . ) Eine geſchichtliche Tatſache iſt es,
daß ſich das evangeliſche Volksempfinden von jeher gegen die Tätigkeit der
Jeſuiten heftig gekehrt hat . Dieſe Tatſache können Sie weder durch Gründe
noch durch Dialektik wegleugnen . “

Ueber die künftige Handhabung der neuen Bekanntmachung
gab der Reichskanzler folgende Zuſage :

„ Man hat ſich bei der Handhabung des Geſetzes namentlich in der
letzten Zeit von jeder Nachſchlüffelei , von jeder Schikane ferngehalten . Die
beſtehende Praxis oder die beſtehende Handhabung des Geſetzes zu ändern ,
iſt nicht Zweck und Abſicht des jetzigen Bundesratsbeſchluſſes . “

( 77. Sitzung vom 4. Dezember 1912 St . B. S. 2560 )

Staatsſekretär Lisco fügte am 6. Dezember 1912 noch bei :

„ „ Meine Herren , was die Auslegung ſelbſt anbetrifft , ſo iſt Ihnen ja
verſichert worden , — natürlich wird auch das wieder beſtritten — daß die
jetzige Auslegung in keiner Weiſe eine Verſchärfung der früheren Verord⸗
nung ſein ſoll . ( Zuruf im Zentrum . ) — Sie will keine Verſchärfung ,
meine Herren , und es wird ſich auch in der Praxis ergeben ( ah! im Zen⸗
trum ) , daß tatſächlich irgend eine Verſchärfung nicht eintreten wird . “

( St . B. S. 2619 )

Abg . Gröber ſtellte als zweiter Fraktionsredner am 6. De⸗

zember 1912 in den Vordergrund , daß es ſich nicht um eine unter⸗

geordnete konfeſſionelle Frage handle :
„ In Wirklichkeit hat es ſich hier um die Frage der Gewiſſensfreiheit

und um die Frage der ſtaatlichen Gleichberechtigung der Konfeſſionen in
Deutſchland gehandelt . . . . Die Zentrumspartei würde eine wichtige Aufgabe
verſäumt haben , wenn ſie nicht die erſte Gelegenheit benutzt hätte , um über
den Bundesratsbeſchluß vom 28. November vor aller Oeffentlichkeit eine
eingehende Erörterung herbeizuführen und über die bezeichneten großen
politiſchen Fragen volle Klarheit vor dem Volke zu ſchaffen ( ſehr richtig !
im Zentrum ) , Klarheit über die Stellung der Regierungen , Klarheit über
die Stellung der Parteien im hohen Hauſe . . . . Daß es ſich nicht um die Ver⸗
folgung der Perſonen der Jeſuiten , ſondern um die Verfolgung katholiſcher
Prieſter , alſo um die Verfolgung der katholiſchen Kirche gehandelt hat ! “

( St . B. S. 2603 )



Der Redner legte dann dar , wie der Wortlaut der neuen Be⸗

kanntmachung zu einer Verſchärfung des beſtehenden Zuſtandes
führen müſſe :

„Alſo die Meſſe iſt verboten , wenn ſie nicht als ſtille Meſſe gefeiert
oder etwa — das wird man vielleicht noch annehmen können —bei einer
im Rahmen eines Familienfeſtes ſich bewegenden Primizfeier abgehalten
wird . Es beſteht kein Zweifel darüber : die ſogenannte geſungene Meſſe iſt
verboten . Nun geſtatten Sie mir doch die Frage : was iſt Staatsgefährliches
daran , wenn der Prieſter ſeine Meſſe oder gewiſſe Teile der Meſſe , gewiſſe
Gebete ſingt ? Worin liegt denn da die Staatsgefahr ? . . . Eine Ver⸗
ſchärfung gegenüber dem bisherigen Rechte liegt in der Vorſchrift , daß nicht
bloß die prieſterliche , ſondern auch die nichtprieſterliche religibſe Tätigkeit
gegenüber anderen verboten iſt . Die Spendung der Nottaufe an ſich iſt
gar kein prieſterlicher Akt ; jeder Gläubige kann die Nottaufe vornehmen .
Wenn ſie aber ein Jeſuit vornimmt , iſt ſie verboten . Weshalb , das wiſſen
die Götter und der hohe Bundesrat ! ( Sehr gut ! und Heiterkeit im Zentrum .
—Zuruf : Der weiß es auch nichtl ) — Ja , ich nehme an , er weiß es auch
nicht , aber ich war nicht ſo unhöflich , es zu ſagen . ( Heiterkeit . ) Ich bitte
den Herrn Staatsſekretär des Reichsjuſtizamts , zu ſagen , weshalb es ſtaats⸗
gefährlich iſt . Inwiefern der kleine Knabinski oder das kleine Mädel durch
die Nottaufe , wenn ſie von einem Jeſuiten geſpendet wird , ſtaatsgefährlich
beeinflußt werden ſoll , kann ich nicht ſagen . Ich laſſe mich gern belehren ,
ich fürchte aber , daß es recht ſchwer ſein wird , eine Belehrung zu geben .

Meine Herren , noch viel ſchlimmer iſt es aber , daß mit dieſer religiöſen
Tätigkeit gegenüber anderen namentlich auch verboten wird die Ratserteilung ,
die Belehrung in religiöſen Fragen , wenn ſich irgend jemand an einen
Jeſuiten wendet . Meine Herren , ich kann Ihnen fagen , das kommt ſehr
viel vor , und es kommt bei hohen Perſonen vor bis in die höchſten Regie⸗
rungskreiſe hinein

Meine Herren , das Verbot jeder prieſterlichen und ſonſtigen rein reli⸗
giöſen Tätigkeit der Jeſuiten in Deutſchland ſtellt ſich nach dieſen Darlegungen
nicht nur als ein überaus gehäſſiges Ausnahmegeſetz gegen einzelne Orden
der katholiſchen Kirche dar , die in Deutſchland kraft hiſtoriſchen und ver⸗
faſſungsmäßigen Rechts als anerkannte religiöſe Gemeinſchaft beſteht , ſondern
es ſtellt ſich auch dar als einen ungeheuerlichen Eingriff in die Gewiſſens⸗
freiheit aller derjenigen , welche die Jeſuiten um Rat in Gewiſſensangelegen⸗
heiten fragen wollen . Wir ſind vor allem verletzt dadurch , meine Herren ,
daß man den Jeſuiten verbieten will , uns eine Antwort oder Belehrung
in den religiöſen Fragen zu geben , die wir ihnen vorlegen .

Und woher nimmt der hohe Bundesrat das Recht , ſo in die Gewiſſens⸗
freiheit der deutſchen Staatsbürger hineinregieren zu wollen ? “

St . B. S. 2609 )

Redner brachte dann ein reichhaltiges Material für Aufhebung
des ganzen Geſetzes bei und ſchloß mit den Worten :

„ Der Eckſtein unſerer Politik iſt nicht die Jeſuitenfrage , ſondern es
iſt die Gerechtigkeit . ( Lebhaftes wiederholtes Bravo im Zentrum . ) Die
Gerechtigkeit iſt der Eckſtein unſeres Programms ſowohl auf dem Gebiete
der ſozialen Fragen wie der wirtſchaftlichen Fragen wie der politiſchen
Fragen und der kirchenpolitiſchen Fragen ; die Gerechtigkeit iſt das Funda⸗
ment des ganzen Staates und unſeres ganzen politiſchen Programms ; die
Gerechtigkeit fordert nach unſerer Ueberzeugung auf kirchenpolitiſchem Ge⸗
biete die volle und unbeſchränkte Gleichberechtigung und Gewiſſensfreiheit
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der Katholiken . ( Lebhaftes Bravo im Zentrum . ) Meine Herren , die ver⸗
folgten Jeſuiten mögen ihren Leidensweg weiter gehen , ſolange es Gott ge⸗
fällt . Wir aber kämpfen , und wir kämpfen mit Gottes Gnade ſo lange , bis
das Unrecht beſeitigt iſt !“

( 79. Sitzung vom 6. Dezember 1912 St . B. S. 2617 )

6. Die verſchärfte Praxis — illuſtriert durch
kleine Anfragen .

a) Anfrage Fehrenbach : Schon am 10 . Dezember
1912 mußte der Abg . Fehrenbach folgende Anfrage im Reichstage
einbringen :

In Freiburg im Breisgau hat in der Woche vom 2. bis 6. Dezember
d. J . in der ſtädtiſchen Feſthalle entſprechend bisheriger Uebung ein Jeſuiten⸗ 0
pater Vorträge gehalten mit den Themen : Gott , Menſch , Gottmenſch , des
Gottmenſchen Werk , des Gottmenſchen Liebe . Am 6. Dezember d. J . wurde
nun dem betreffenden Pater eine Verfügung des Großherzoglich Badiſchen
Kultusminiſteriums eröffnet , des Inhalts :

daß religionswiſſenſchaftliche Vorträge von Jeſuiten verboten ſeien
und in Zukunft nicht mehr gehalten werden dürfen .

Was gedenkt der Herr Reichskanzler zu tun , um ſeine Erklärung in
der 77. Sitzung des Reichstags vom 4. Dezember d. J . :

„ Die beſtehende Praxis oder die beſtehende Handhabung des Geſetzes
zu ändern , iſt nicht Zweck und Abſicht des jetzigen Bundesrats⸗

beſchluſſes “ 0
und jene des Herrn Staatsſekretärs des Reichsjuſtizamts in der 79. Sitzung 0
vom 6. Dezember d. J . :

„ Was die Auslegung ſelbſt anbetrifft , ſo iſt Ihnen ja verſichert
worden , daß die jetzige Auslegung in keiner Weiſe eine Verſchärfung
der früheren Verordnung ſein ſoll . Sie will keine Verſchärfung
und es wird ſich auch in der Praxis ergeben , daß tatſächlich irgend
eine Verſchärfung nicht eintreten würde “ ,

hiergegen zur Geltung zu bringen ?
( 82. Sitzung vom 10. Dezember 1912 St . B. S. 2694 )

Die Antwort des Staatsſekretärs Lisco lautete ausweichend , 1
da der Reichskanzler zunächſt bei der badiſchen Regierung ſich nach 0
dem Tatbeſtand erkundigt habe .

b) Zweite Anfrage Fehrenbach . Am 20 . De⸗

zember 1912 brachte der Abg . Fehrenbach folgende neue Anfrage
ein : „Iſt dem Herrn Reichskanzler bekannt , daß das Groß —
herzoglich Badiſche Miniſterium des Innern einen auf den 11 . De⸗
zember d. J . in Pforzheim angekündigten Vortrag eines Jeſuiten
mit dem Thema : „ Die Wahrheit über den Jeſuitenorden “ ver⸗
boten hat und hält er dieſes Vorgehen mit ſeiner Erklärung vom
4. Dezember d. J . über den Beſchluß des Bundesrats vom 28 . No⸗
vember d. J . für vereinbarlich ? “ 0



Nach den Weihnachtsferien wurde am 10 . Januar 1913
nachſtehende Antwort erteilt :

„ Das Großherzoglich Badiſche Miniſterium des Innern hat auf die
Ankündigung eines für den 11. Dezember 1912 in Pforzheim zu haltenden
Vortrags des Jeſuitenpaters Cohausz über das Thema „die Wahrheit über
den Jeſuitenorden “ dem Genannten und den Veranſtaltern des Vortrags
eröffnen laſſen , der Vortrag dürfe nicht gehalten werden , da angenom⸗

rch men werde , daß das religiöſe Gebiet berührt werden
müſſe . ( Hört ! hört ! im Zentrum . )

Vom Standpunkt dieſer Annahme aus entſpricht die Entſcheidung dem
Bundesratsbeſchluſſe vom 28. November 1912 . Die Entſcheidung darüber ,
ob die Annahme ſelbſt zutrifft , ſteht nicht dem Reichskanzler zu. Hierüber
haben allein die zuſtändigen Landesbehörden im geordneten Inſtanzenzuge
zu entſcheiden . ( Heiterkeit im Zentrum . )

Es kann nicht in Abrede geſtellt werden , daß die Eutſcheidung für den
Dezenbn vorliegenden Fall gegenüber der bisher in Baden geübten Praxis als eine0

gewiſſe Verſchärfung gewirkt hat . Gegenüber der herrſchen⸗
den Uebung kann jedoch eine ſolche Verſchärfung nur in vereinzelten Fällen
eintreten , da die vom Bundesrat gegebene Auslegung mit der Praxis im
Einklang ſteht , wie ſie in der Mehrzahl der Bundesſtaaten und im über⸗
wiegenden Teile des Reichsgebiets von jeher geherrſcht hat . ( Hört ! hört !
im Zentrum . )

Die Schwierigkeit für eine gleichmäßige Handhabung der Vorſchriften
liegt weniger in ihrer Auslegung , als vielmehr darin , daß ihre Durchführungim Einzelfalle ſich in der Regel auf vorbeugende Maßnahmen
wird beſchränken müſſen . Da in den Vorſchriften des Geſetzes
und der Verordnung der Nachdruck einer Strafandrohung
fehlt , ſo kommt es bei der Durchführung immer darauf an , wie nach
der Annahme der zur Entſcheidung berufenen Behörde der vorausſichtliche
Inhalt des Vortrags zu beurteilen ſein wird . ( Heiterkeit im Zentrum . )

Aus dem weſentlich präventiven Charakter des Einſchreitens erklärt es
ſich auch , daß die Behörden in Elſaß⸗Lothringen bei geringen Abweichungen
in der Faſſung des Themas und gegenüber der Verſicherung des Vor⸗
tragenden , das religiöſe Gebiet nicht berühren zu wollen , keinen Anlaß ge⸗
funden haben , den Vortrag in Straßburg zu verhindern . Solche Ungleich⸗
heiten in der Handhabung der Vorſchriften würde keine wie immer lautende
Faſſung des Bundesratsbeſchluſſes vollſtändig hindern können .
Guruf aus dem Zentrum : Ausgezeichnet ! )

Wenn der Reichskanzler am 4. Dezember 1912 ausgeführt hat , daß es
nicht Zweck und Abſicht des Bundesratsbeſchluſſes vom 28. November 1912
geweſen iſt , die beſtehende Praxis zu ändern , ſo hat er die bisher allgemein
übliche ruhige und zurückhaltende Handhabung im
Auge gehabt . Die hierüber bei den Bundesregierungen beſtehende
Einigkeit rechtfertigt die Erwartung , daß auch künftig die Handhabung der

0. De⸗ Vorſchriften von dem gleichen Geiſte getragen ſein wird . “

Damit war der ganzen neuen Bekanntmachung das Genick

gebrochen .

6) Anfrage Gröber⸗Erzberger Lex⸗Bolz :
Am 4. März 1913 brachten die vier württembergiſchen Abgeordne⸗
ten folgende Anfrage ein :

„ In Nr. 34 und 35 des in Stuttgart erſcheinenden „ Deutſchen Volks⸗
blattes “ vom 11. und 12. Februar d. J . wird über zwei Verſammlungen
eines katholiſchen Männervereins , des Ignatianiſchen Männerbundes , be⸗



richtet , welche am 9. und 11. Februar d. J . in Wangen und Leuttirch ab⸗
gehalten worden ſind , und in denen nach dieſen Zeitungsberichten „ Pater

Stiegele aus Ravensburg “ und „ Pater Kollmann “ Vorträge gehalten haben .
Der Königliche Kakholiſche Kirchenrat in Stuttgart nahm hieraus An⸗

laß , über dieſe Vorträge der „Jeſuitenpatres “ Stiegele und Kollmann das

Dekanatamt Leutkirch mit „geeigneten Erhebungen “ zu beauftragen , ins⸗

beſondere eine Aeußerung des Vorſitzenden des Männervereins , Pfarrers

Nörpel in Reichenhofen , Oberamts Leutkirch , einzufordern .

Was gedenkt der Herr Reichskanzler zu tun , um ſeine Erklärung in

der 77. Sitzung des Reichstags , vom 4. Dezember 1912 :

Man hat ſich eben bei der Handhabung des Geſetzes ( gegen den

Orden der Geſellſchaft Jeſu ) namentlich in der letzten Zeit von jeder

Nachſchnüffelei , von jeder Schikane ferngehalten . Die beſtehende

Handhabung des Geſetzes zu ändern iſt nicht Zweck und Abſicht des

jetzigen Bundesratsbeſchluſſes —

hiergegen zur Geltung zu bringen ? “

Die Antwort der Regierung ging dahin :
„ Die Anfrage nimmt Bezug auf einen Erlaß des Königlichen Katho⸗

liſchen Kirchenrats in Stuttgart vom 20. Februar 1913 . Da dieſe Behörde
dem Königlich Württembergiſchen Miniſterium des Kirchen - und Schulweſens
unterſteht und nicht dargetan iſt , daß der Inſtanzenzug in Württemberg er⸗

ſchöpft iſt , liegt keine Veranlaſſung vor , daß der Herr Reichskanzler bei

der Königlich Württembergiſchen Regierung Vorſtellungen erhebt . “

d) Anfrage Gerlach : Am 24 . Juni 1913 brachte der

Abg . Gerlach folgende Anfrage ein :

„ Zu Koesfeld in Weſtfalen ſind auf Veranlaſſung der dortigen Pfarr⸗
geiſtlichkeit im Lauf dieſes Monats Standesexerzitien , nicht eine Miſſion , für
die Katholiken von einigen Patres der Geſellſchaft Jeſu abgehalten worden .

Dieſe Exerzitien ſollten zur Erneuerung einer daſelbſt vor fünf Jahren von

Jeſuitenpatres ohne Beanſtandung von ſeiten der Polizeibehörden abge⸗
haltenen Miſſion dienen . Am Sonntag , dem 15. Juni , hatten die vom 8. bis

15. Juni für Männer und Jünglinge abgehaltenen Exerzitien geſchloſſen und
die für Frauen und Jungfrauen beſtimmten Exerzitien , welche auf den 15.
bis 22. Juni anberaumt waren , begonnen . Für Montag , den 16. Juni ,
war zur Feier des Kaiſerjubiläums ein allgemeiner Feſtgottesdienſt vor⸗

geſehen , bei welchem einer der Jeſuitenpatres die Feſtpredigt übernommen

hatte .
Am Sonntag , dem 15. Juni , abends , wurde der Koesfelder Geiſtlichkeit

ſeitens der biſchöflichen Behörde ein Schreiben des Regierungspräſidenten
v. Jarotzki in Münſter vorgelegt , in welchem dieſer die kirchliche Behörde
erſucht , „ mit 1 0 5 Beſchleunigung die verbotswidrige Betätigung der

Jeſuitenpatres in Koesfeld zu verhindern “ , da es ſich hier um „religiöſe
Vorträge “ handle , welche nach der Bekanntmachung des Reichskanzlers vom
28. November 1912 unter den Begriff der verbotenen Ordenstätigkeit fallen .
Infolge dieſes Einſchreitens des Regierungspräſidenten haben die Jeſuiten⸗
patres am Montag , dem 16. Juni , morgens , ihre Vorträge , einſchließlich
der an dieſem Tag des Kaiſerjubiläums geplanten Feſtpredigt , eingeſtellt
und Koesfeld verlaſſen .

Das Vorgehen des Regierungspräſidenten ſteht im Widerſpruch mit der
Erklärung des Herrn Reichskanzlers über die Bedeutung der Verordnung
des Bundesrats vom 28. November 1912 , wonach dieſe keine Aenderung der
bisherigen Praxis herbeiführen ſollte , und tritt namentlich mit der noch vor
wenigen Jahren in Koesfeld geübten Praxis in grellen Gegenſatz .
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Welche Mittel gedenkt der Herr Reichskanzler zu ergreifen , um einen
derartigen Widerſtand einzelſtaatlicher Behörden gegen die Anordnung des
Bundesrats zu brechen ? “

Die Regierung gab am 27 . Juni 1913 folgende Erklärung ab :

Es iſt zutreffend , daß der Regierungspräſident in Münſter die biſchöf⸗
liche Behörde daſelbſt erſucht hat , eine von ihm für geſetzwidrig erachtete
Tätigkeit von Patres der Geſellſchaft Jeſu in Münſter zu verhindern , und
daß dieſem Erſuchen ſeitens der kirchlichen Behörde entſprochen iſt . Die
Anfrage findet in dieſem Vorgehen einen Widerſpruch mit der früher von
denſelben Behörden geübten Praxis und einen Widerſtand gegen die An⸗
ordnungen des Bundesrats .

Was den letzteren Vorwurf betrifft , ſo hat der Herr Staatsſekretär
des Innern ſchon früher darauf hingewieſen , daß es bei der Struktur des
Geſetzes vom 4. Juli 1872 und der dazu erlaſſenen Ausführungsverordnungen
ſchwer iſt , eine völlig einheitliche Handhabung in allen
Teilen des Reichs zu ſichern . ( Lachen im Zentrum . ) Der Grund liegt
weſentlich in der vorbeugenden Natur der zu treffenden Maßnahmen gegen⸗
über Handlungen , deren Zweck , Inhalt und Gegenſtand im voraus nicht voll
überſehen werden kann . Es wird alſo dem Regierungspräſidenten in
Münſter der Vorwurf eines unberechtigten Widerſtandes gegenüber Anord⸗
nungen des Bundesrats nicht gemacht werden können , ſelbſt wenn der vor⸗
liegende Fall abweichend von einem gleichgelagerten früheren behandelt ſein
ſollte . Inwieweit das letztere aber der Fall iſt , unterliegt noch der Auf⸗
klärung . Der Herr Reichskanzler iſt aber nach wie vor , in gründſätzlicher
Uebereinſtimmung mit den verbündeten Regierungen und insbeſondere mit
der Königlich Preußiſchen , der Anſicht , daß Verſchärfungen
der früheren Praxis vermieden werden müſſen . ( Sehr
richtigl und Heiterkeit im Zentrum . ) Die Königlich Preußiſchen Herren Mi⸗
niſter der geiſtlichen und Unterrichtsangelegenheiten und des Innern haben
hierauf die zuſtändigen Behörden durch einen Erlaß vom 12. Dezember 1912
ausdrücklich hingewieſen . Der Herr Reichskanzler hat den vorliegenden Fall
aber zum Anlaß genommen , mit dem Königlich Preußiſchen Herrn Miniſter
der geiſtlichen und Unterrichtsangelegenheiten erneut in Verbindung zu
treten , damit dieſer nochmals die Angelegenheit an der Hand des erwähnten
Erlaſſes eingehend prüft und damit eine gleichmäßige , mit der
früheren Praxis übereinſtimmende Handhabung des
Geſetzes und ſeiner Ausführungsbeſtimmungen für
Preußen geſichert wird . “ ( Heiterkeit im Zentrum . )

Die kleinen Anfragen haben ſich beſonders auf dieſem Gebiet

bewährt .

Es ſoll nicht in Abrede geſtellt werden , daß in den Berliner

Zentralinſtanzen das Beſtreben vorhanden iſt , die neue Bekannt⸗

machung nicht zu Schikanen zu benutzen , aber bei den unteren Ver⸗

waltungsorganen iſt eben der Denunziation und der Willkür Tür
und Tor geöffnet . Gerade das beſtimmte Auftreten des Zentrums ,
das zudem jeden Zwiſchenfall zu einer Anfrage benutzte , hat weſent⸗
lich dazu beigetragen , daß keine allgemeine Verſchärfung in der

Praxis eintrat ; doch kann die Praxis jeden Tag geändert werden .
Der Rechtszuſtand hat ſich für die Katholiken verſchlimmert .



7 . Der Zentrumsantrag auf Aufhebung des ganzen

Jeſuitengeſetzes

iſt ſchon am 14 . Februar 1912 eingebracht worden , alſo ſofort zu

Beginn des neugewählten Reichstages überhaupt . Am 19 . Februar
1913 iſt er in allen drei Leſungen mit großer Mehrheit angenom⸗

men worden . Abg . Dr . Spahn begründete dieſen Antrag als eine

Forderung der Gerechtigkeit und der Parität :
„ Wir wollen im Intereſſe des geſamten deutſchen Vaterlandes die Auf⸗

hebung des Geſetzes zur Wahrung voller Glaubensfreiheit , zur Wahrung der

Rechte unſerer Biſchöfe , zur Wahrung der Rechte der katholiſchen Kirche . Die

Wahrung der vollen Glaubensfreiheit wollen wir nach doppelter Richtung
hin : wir wollen , daß der einzelne Deutſche , der Jeſuit werden will , nicht
gehindert werde , dies in Deutſchland zu ſein ; wir wollen aber auch , daß
der Katholik , der ſein religiöſes Bedürfnis bei einem Jeſuiten befriedigen
will , in die Möglichkeit verſetzt werde , dies zu tun . Das ſind die Wünſche ,
die uns bei unſerem Antrage leiten , und ich hoffe , daß der Reichstag in

ſeiner Geſamtheit die Berechtigung dieſer Wünſche anerkennen und unſerem
Antrage ſtattgeben wird . “

( 116. Sitzung vom 19. Februar 1913 St . B. S. 3911 )

Die Sozialdemokraten ſprachen ſich für gänzliche Aufhebung
des Geſetzes auf ; die Nationalliberalen lehnten jedes Entgegen⸗
kommen ab, ebenſo beſtimmt die Konſervativen und die Reichs⸗
partei . Die Volkspartei ließ erklären :

„ Ein kleinerer Teil meiner politiſchen Freunde wird für die Aufhebung
des § 1 vor allem deshalb ſtimmen , weil er es als ein Ausnahmegeſetz be⸗

trachtet , und weil er die Anſchauung vertritt , daß die Aufrechterhaltung des
Reſtes des Geſetzes bei der ihm gegebenen Auslegung ohne praktiſche Be⸗
deutung ſei . Die große Mehrheit der Fraktion lehnt dagegen die Aufhebung
des § 1 des Geſetzes ab . “

Flit die Aufhebung des Geſetzes ſtimmten Zentrum , Polen ,
Elſäſſer , Sozialdemokraten , von der Volkspartei v. Payer , Bra⸗

bant , Kerſchenſteiner , Haas lerklärte ſich ſpäter hierfür ) . Der

katholiſche liberale Abg . Thoma enthielt ſich der Stimme . Der

volksparteiliche Antrag :

8 „Die landesrechtlichen Vorſchriften über den Orden der Geſellſchaft
Jeſu bleiben unberührt , ſoweit ſie nicht mit der Reichsgeſetzgebung in Wider⸗
ſpruch ſtehen . “

wurde mit großer Mehrheit abgelehnt . Das Zentrum hat mit

dieſem Ausgang der Jeſuitendebatte der zwei letzten Jahre einen

großen Erfolg errungen ; der Bundesrat nahm freilich zu dem

Beſchluß des Reichstags noch keine Stellung ; dieſe ſoll erſt im

Herbſte erfolgen .



Andere kirchenpolitiſche Fragen ſind im Reichstage
nur kurz behandelt worden . Abg . Dr . Müller ( Meiningen ) ( Vp. )
verſuchte , die Regierung wegen der Gewerkſchafts⸗
enzyklika ſcharf zu machen ; er forderte ein Einſchreiten der
Regierung , erhielt aber von Staatsſekretär Dr . Delbrück
folgende Antwort :

„ Ich will auf Einzelheiten der Enzyklika hier nicht eingehen . Aber
wenn die Enzyklika den Satz aufſtellt , daß ſoziale Fragen nicht rein wirt⸗
ſchaftliche und rein politiſche Fragen find , fondern daß ſie auch religiöſe und
damit kirchliche Angelegenheiten berühren und betreffen , ſo wird dagegen
kaum mit Ernſt ein Einwand erhoben werden können . ( Sehr richtig ! im
Zentrum und bei den Polen . ) Bei den engen Beziehungen , in denen Kirche
und Religion zu unſerem ganzen Leben ſtehen , liegt es doch in der Natur
der Dinge , daß eigentlich alle Verhältniſſe , die die Beziehungen von Menſch
zu Menſch angehen , auch eine religiöſe , eine kirchliche Seite haben . ( Sehr
richtigl im Zentrum und bei den Polen . ) Wenn von dieſem Geſichtspunkte
aus das Haupt einer anerkannten Kirchengemeinſchaft den Angehörigen dieſer
Kirchengemeinſchaft Ratſchläge gibt , wie ſie ſich zu verhalten haben zu ſolchen
Fragen wie dem Koalitionsrecht und der Koalitionsfreiheit , betrachtet unter
dem Geſichtspunkte ihrer Zugehörigkeit zur Kirche , betrachtet unter religiöſen
Geſichtspunkten , ſo wird auch dagegen mindeſtens der Vorwurf einer rechts⸗
widrigen Ingerenz nicht herbeigeleitet werden können , ( ſehr richtig ! l im
Zentrum — Zuruf links : Es kommt auf die Form anl ) zumal nicht dann ,
wenn derartige Forderungen ſich in der Hauptſache in der Form von Rat⸗
ſchlägen oder Warnungen bewegen , und ſolange ſie nicht durchgeſetzt werden
ſollen durch Kirchenſtrafen , die den Geſetzen des Staates zuwiderlaufen . Der⸗
artige Strafen ſind nicht angedroht oder gar angewandt . Man wird alſo
wohl im Ernſt nicht davon reden können , daß die Enzyklika „Singulari
quadam “ einen rechtswidrigen Eingriff in das geſetzlich gewährleiſtete
Koalitionsrecht des deutſchen Arbeiters bedeutet .

Auf der anderen Seite iſt aber nicht zu verkennen , daß , wie auf vielen
anderen Gebieten , ſo auch auf dieſem Gebiet die Beſchäftigung der Kirche
und ihrer Organe mit allgemeinen wirtſchaftlichen und politiſchen Fragen
von einer eminenten politiſchen Bedeutung für den Staat werden kann , und
aus dieſer Tatſache kann ſich ſehr wohl das Bedürfnis des Staates ergeben ,
ſich mit den kirchlichen Oberen über dieſe Fragen auseinanderzuſetzen . ( Sehr
richtigl links . ) Aber , meine Herren , das kann man doch nur , indem man
Vorſtellungen erhebt , indem man Aufklärungen gibt . Das kann man doch
nur im Wege diplomatiſcher Einwirkung tun ; man kann aber nicht gegen
eine an ſich im Rahmen des Rechts ſich haltende Aktion mit Gewaltmaß⸗
regeln vorgehen . “

( 82. Sitzung vom 10. Dezember 1912 St . B. S. 2711 )

Eine Novelle zum Schutzgebietsgeſetz ( Druckſ . Nr . 996 ) gibt
dem Reichskanzler die Möglichkeit , kirchlichen Vereinen , Miſſi⸗
onsanſtalten , Miſſionsſtationen und Apoſtoliſchen Vikariaten
in den Schutzgebieten die Rechtsfähigkeit zu verleihen und

ſo dem unſicheren Zuſtande wegen Erwerbs von Eigentum ein
Ende zu bereiten . — Bei der Schaffung des Reichs - und

Staatsangehörigkeitsgeſetzes ( Druckſ . Nr . 962 ) gab
die Regierung folgende Zuſicherung :



„ Weiter würden für die Wiederaufnahme unſere Miſſionare in
Betracht kommen . Es gäbe eine Reihe deutſcher Miſſionare , die ſich in
jüngeren Jahren genötigt geſehen hätten , ihre Entlaſſung aus der Reichs⸗
angehörigkeit herbeizuführen , um nicht durch die Ausübung ihres idealen
Lebensberufs mit ihren heimatlichen Pflichten , insbeſondere mit ihrer
Militärpflicht , in Konflikt zu kommen . Wir hätten zweifellos allen Anlaß ,
dieſe Perſonen , die ihr Leben ſo hohen Zielen gewidmet hätten , und die
anderſeits dem Deutſchtum nach verſchiedenen Richtungen hin von weſent⸗
lichem Nutzen ſeien , durch das ſtaatsrechtliche Band der Reichsangehörigkeit
wieder enger mit ihrer deutſchen Heimat zu verbinden . “

Die Miſſionare , die infolge des Kulturkampfes ihre Staats⸗

angehörigkeit verloren haben , werden ſomit nach Inkrafttreten des

neuen Geſetzes wieder Reichsdeutſche werden .

Von politiſchen Fragen ſind zu erwähnen die ſcharf
ablehnende Haltung des Zentrums ( Redner Abg . Fehrenbach am
30 . Mai 1913 ) gegenüber den Anträgen der reichsländiſchen Regie⸗
rung auf Einſchränkung des Vereinsgeſetzes und des Preßgeſetzes .
Das Geſetz über die Entſchädigung von Schöffen und

Geſchworene ( Druckſ . Nr . 997 ) iſt nach einer warmen Befür⸗
wortung durch den Abg . Schedlbauer (9. Juni 1913 ) angenommen
worden .

Ein neues Schutztruppengeſetz ( Druckſ . Nr . 957 ) ,
welches beſonders die Einberufung der Weißen der Schutzgebiete
zu jährlichen Uebungen vorſieht , fand einſtimmige Annahme . Eine
damit in Zuſammenhang ſtehende Verminderung der Schutztruppen
wurde für 1915 zugeſagt .
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